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ERFOLGE UND VERSÄUMNISSE  

DER UMWELTSCHUTZPOLITIK IN  JAPAN

1. Einleitung

Die westliche Berichterstattung über 
Japan sowie die Interpretationen, die 
uns führende Politiker anbieten, sind 
in der Regel von konsequenter Ein­
seitigkeit. Ist von der "japanischen 
Herausforderung" die Rede, dann ist 
meist nur die japanische Exportoffen­
sive gemeint - nicht aber das hohe 
Qualitätsniveau der Produkte bei ver­
gleichsweise günstigen Preisen. Wird 
über die Frage sinniert, was denn 
eigentlich aus Japan übernehmenswert 
sei, stehen Arbeitswut und Lohnbe­
scheidenheit der japanischen Arbeit­
nehmer ganz vorne an - die "strategi­
sche Intelligenz" japanischer Unter­
nehmer und Politiker bleibt weitge­
hend unerwähnt. Ähnlich verzerrt ist 
die Berichterstattung über Umweltpro­
bleme. Die Umweltzerstörung in Japan 
hat weltweit Aufsehen erregt - über 
positive Tendenzen, die es auch gibt, 
ist dagegen kaum berichtet worden. 
Dabei hat Japan, um seine ökologische 
Krise zu entschärfen, einige um welt­
politische Kraftanstrengungen voll­
bracht, die im internationalen Ver­
gleich als beispielhaft gelten können. 
Auf diese Leistungen, insbesondere 
auf die ihnen zugrunde liegenden Re­
gelungsinstrumente wird im folgenden 
besonders eingegangen. Aber auch 
die immer noch existierenden Problem­
bereiche werden gezeigt. Abschließend 
werden einige Charakteristika der ja­
panischen Umweltpolitik beschrieben. 
Zunächst jedoch werden in gebotener 
Kürze die ökologische Problemlage und 
ihre gesellschaftlichen Folgen darge­
stellt, da erst sie die Radikalität der 
politischen Gegenmaßnahmen ver­
ständlich machen.

2 . Umweltprobleme und 
ih re  Folgen

Die Geschichte der japanischen Um- 
Weitprobleme geht weit in die Vor­

kriegszeit zurück. Eine "Chronologie" 
(1 ) weist Fälle von Umweltzerstörung 
und damit verbundene gesellschaftli­
che Konflikte bis in die Tokugawa- 
Periode (1603-1867) nach. Am 11.De­
zember 1690 brachten beispielsweise 
Einwohner des heutigen Takachiho 
(Miyazaki-Präfektur) eine Petition um 
Steuernachlaß vor, weil toxische 
Emissionen (Abgase) den für Lackar­
beiten verwendeten Baumbestand be­
einträchtigten. Bekannter ist der 
Jahrhunderte später (um 1890) sich 
ereignende Konfliktfall um die Ashio 
Kupfermine, der sowohl vom Ablauf 
als auch von der Reaktion zuständiger 
Behörden her große Ähnlichkeit mit 
den Konfliktfällen der Nachkriegszeit 
hatte. Trotz nachweislicher Beein­
trächtigung von Gesundheit und 
Agrarland durch die Kupferproduktion 
blieb die Zentralregierung rund 
6 Jahre faktisch untätig. Das Unter­
nehmen wiederum versuchte (e rfo lg ­
los ), den Konflikt durch niedrige 
Kompensationszahlungen zu lösen. 
Protestmärsche der betroffenen Land­
wirte und Fischer endeten in gewalt­
samen Auseinandersetzungen mit der 
Polizei. Erst als der Fall landesweite 
Aufmerksamkeit bekam, erließ die Re­
gierung effektivere, wenn auch immer 
noch unzulängliche Vorschriften (2 ). 
In den folgenden Jahrzehnten kam es 
zu einer Reihe weiterer Konfliktfälle, 
ohne daß daraus effektive umweltpo­
litische Konsequenzen auf nationaler 
Ebene gezogen wurden. Auf lokaler 
Ebene erlassene Gesetze - den Beginn 
machte Tokyo 1949 mit einer Fabrik­
verordnung zur Verhinderung von 
Umweltverschmutzung - erwiesen sich 
in der Regel als unzulänglich. Zu sy­
stematischeren Umweltschutzaktivitäten 
der Zentralregierung kam es erst En­
de der sechziger Jahre. Ausgangs­
punkt für die nationale Umweltpolitik 
war allerdings eine ökologische Krise, 
die unter den Industrieländern ih­
resgleichen sucht: Nirgendwo sonst 
waren dermaßen viele Krankheits- und
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Todesfälle so eindeutig auf Umwelt­
verschmutzung zurückzuführen. Ex­
perten sprechen von weit über 1.000 
Todesopfern, wovon etliche an qual­
vollen Krankheiten gelitten hatten. 
Weltweites Aufsehen erregten dabei 
die Minamata- und die Itai-Itai-Krank­
heit, beide durch giftige Schwermetal- 
le (Methyl-Quecksilber bzw. Cadmium) 
in Industrieabwässern hervorgerufen. 
Schwerwiegende Auswirkungen für 
Leben und Gesundheit hatten weiter­
hin Arsen-, PCB- und Hexachrom- 
Vergiftungen zur Folge, gleichfalls 
Stoffe, die über den Produktionspro­
zeß in die Umwelt gelangt waren. 
Traten diese akuten Belastungen noch 
in örtlich relativ begrenzten "Pro­
bleminseln" auf und schädigten über­
wiegend Bewohner ländlicher Gebiete, 
insbesondere Landwirte und Fischer, 
so änderte sich das Bild im Zuge 
eines rapiden industriellen Wachstums 
grundlegend. Die japanische Wachs­
tumsstrategie, die vor allem den Aus­
bau von bekanntermaßen umweltbela­
stenden Industriezweigen wie 
Schwer-, Chemie- und Mineralölindu­
strien forderte - die Produktion in 
diesen Sektoren verzehnfachte sich 
fast im Zeitraum 1956-1968 -, trug
entscheidend dazu bei, daß es zu 
einer landesweiten Verbreitung spür­
barer Umweltbelastungen kam. Folge 
davon war eine zunehmende "chroni­
sche Belastung aller statt der akuten 
Belastung weniger". (3 ) Das wurde 
besonders im Bereich der Luftver­
schmutzung ersichtlich. Heute noch 
gibt es weit über 70.000 offiziell an­
erkannte "Luftverschmutzungsofper", 
die an chronischer Bronchitis, Bron­
chialasthma und ähnlichen Erkrankun­
gen der Atemwege leiden, wobei die 
Dunkelziffer um einiges höher liegen 
dürfte. Die Nichtachtung ökologischer 
Erfordernisse führte dazu, daß es wie 
im Bereich der Luftverschmutzung 
auch in anderen Umweltmedien zu 
einem landesweiten Belastungstrend 
kam. In kaum einer Region Japans 
gab es noch Flüsse, Seen, Küstenge­
wässer oder Böden, in denen die 
Schadstoffkonzentrationen gesund­
heitlich unbedenklich gewesen wären. 
Die Situation Japans war im Vergleich 
zu anderen Industriestaaten besonders 
problematisch, weil hier alle Umwelt­

medien stark beeinträchtigt waren, es 
U mweltkatastrophen mit schwerwiegen­
den Folgen für Gesundheit und Leben 
gab und kaum noch Regionen oder 
Gesellschaftsgruppen von der Umwelt-' 
Zerstörung unbeeinträchtigt blieben. 
Die selbstkritische Einschätzung der 
Umweltsituation im Ballungsraum Tok­
yo durch die Stadtregierung gibt zu­
gleich ein zutreffendes Bild von der 
nationalen Problemlage in den sechzi­
ger und Anfang der siebziger Jahre. 
Japan, so hieß es, sei zu einer 
"Schaubühne der Umweltzerstörung" 
geworden (4 ).

3. Proteste gegen die 
Uinweltserstörung (5 )

Die Bevölkerung war indessen immer 
weniger bereit, eine passive Rolle in 
diesem ökologischen Schauerstück zu 
spielen. Proteste und Prozesse gegen 
umweltbeeinträchtigende Vorhaben
mehrten sich. Die japanische Presse 
bezog fast einheitlich eine kritische 
Position zu den industriellen Wachs­
tumsfolgen und schenkte diesem The­
ma breiten Raum in ihrer täglichen 
Berichterstattung. Gleichzeitig vollzog 
sich ein maßgeblicher Wandel in der 
Stoßrichtung des ökologischen Pro­
testes. Vordem waren Proteste über­
wiegend gegen bereits erfolgte Schä­
digungen gerichtet; ihr Ziel war es, 
Abhilfe und Entschädigungsleistungen 
zu erreichen. Zunehmend kam es je­
doch zu Präventivaktionen, die of­
fensichtlich umweltbelastende Indu­
strialisierungsvorhaben, aber auch 
staatliche Infrastrukturmaßnahmen 
(etwa Eisenbahntrassen, Autostraßen) 
von vornherein verhindern wollten. 
Die Werte des ökonomischen Wachs­
tums wurden immer stärker in Frage 
gestellt. Noch zu Beginn der sechzi­
ger Jahre hatte eine regionale Umfra­
ge die überwiegend positiven Erwar­
tungen von Industrialisierungsmaß­
nahmen ergeben, 1971 jedoch, "also 
etwa 10 Jahre, nachdem die neuen Fa­
briken in Betrieb gegangen waren, 
antworteten nur noch 4,6% derselben 
Befragten, daß sich ihre Lebensbe­
dingungen tatsächlich verbessert 
hatten. 70,2% gaben zur Antwort, daß 
sich die Lebensbedingungen ver-
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schleehtert hätten". (6 ) Überwiegend 
aufgrund solcher negativen Erfahrun­
gen kam es zu einem steigenden Wi­
derstand der Bevölkerung gegen In­
dustrialisierungsvorhaben aller A r t . 
1973 stellte das nationale Umweltamt 
hierzu fest: "In allen Landesteilen 
steigt die Zahl von Bürgerinitiativen 
gegen Entwicklungsprojekte. Sogar in 
abgelegenen Gebieten wird ihr Nutzen 
angezweifelt." (7)

Die wachstumskritische Einstellung 
der Bewohner ländlicher Gemeinden, 
die wenig früher noch Neuansiedlün- 
gen mit offenen Armen aufgenommen 
hätten, stellte eine der schärfsten 
Herausforderungen an das japanische 
Wachstumskartell dar. Hierdurch wur­
de es äußerst schwierig, neue Indu­
striestandorte zu gewinnen, gab es 
doch in den Ballungsgebieten kaum 
noch Expansionsmöglichkeiten. Auch 
die politischen Kosten nahmen be­
drohliche Dimensionen an: Neben 
einem allgemeinen Legitimationsverlust 
der konservativen Regierung wegen 
ihrer offensichtlichen Parteilichkeit 
bei Umweltkonflikten zeichnete sich 
auch ein Abbröckeln ihrer traditionell 
starken Wählerbasis in ländlichen Ge­
meinden ab. Der eingeschlagene 
Wachstumspfad wurde auch deshalb 
immer kostspieliger, weil dank einiger 
bahnbrechender Gerichtsentscheidun­
gen hohe Kompensationssummen an die 
Betroffenen gezahlt werden mußten. 
Das für die Minamata-Katastrophe 
verantwortliche Unternehmen Chisso 
konnte beispielsweise nur durch 
Staatshilfe vor dem Bankrott bewahrt 
werden. Die Prozeßerfolge stimulierten 
weiterhin zahlreiche andere Gruppen, 
ihr Recht gegen Umweltzerstörer vor 
den Gerichten durchzusetzen - bis 
dato eine für japanische Verhältnisse 
völlig untypische Form der Konflikt­
austragung. Wegen ihrer Bedeutung 
für den umweltpolitischen "Sinnens­
wandel" der Regierung, aber auch 
wegen der unkonventionellen Rechts- 
auffassung über die Verantwortung 
von Regierung und Industrie für eine 
intakte Umwelt, soll kurz auf die vier 
wesentlichen Prozesse eingegangen 
werden.

4. Bahnbrechende Gerichtsent* 
Scheidungen (9)

In den sogenannten "v ier großen Um­
weltschutzprozessen" wurde gegen in­
dustrielle Umweltverschmutzer Klage 
erhoben, deren Schadstoffe die Mina- 
mata- (Chisso, Showa Denko) und die 
Itai-ltai-Krankheit (Mitsui Mining and 
Smelting Company) sowie Erkrankun­
gen der Atemwege ausgelöst hatten. 
Im letztgenannten Fall des "Yokkaichi- 
Asthmas" stand eine Gruppe von 
sechs Unternehmen vor Gericht. Alle 
Prozesse gingen für die Kläger e r­
folgreich aus; die Betriebe, die lange 
Zeit beharrlich jegliches Verschulden 
von sich gewiesen hatten, mußten 
teilweise exorbitant hohe Schadens­
ausgleichszahlungen leisten. Von Be­
deutung für die weitere umweltpoliti­
sche Entwicklung auf nationaler Ebene 
waren jedoch primär die folgenden 
Faktoren:
1. Die soziale Verantwortlichkeit von 

Privatunternehmen und Staat für 
eine gesunde Unwelt wurde nach­
drücklich festgestellt,

2. der Prozeßsieg "einfacher Men­
schen" über machtvoUe Industrie­
giganten löste einen großen Mobi­
lisierungseffekt bei anderen Be­
troffenen aus, die nun gleichfalls 
ihr Recht auf dem in Japan bis da­
hin unüblichen Gerichtsweg such­
ten,

3. die Gerichtsentscheidungen, die 
eindeutig Umweltschutzinteressen 
vor ökonomischen die Priorität 
einräumten, stimulierten die Regie­
rung zu umweltpolitischen Aktivi­
täten. Es wurden rechtliche Vor­
schriften mit höheren Anforderun­
gen an Vorsorge und Schadensver­
hütung erlassen. Das Kompensa­
tionsgesetz für umweltbedingte Ge­
sundheitsschäden etwa, auf das 
später zurückgekommen wird, hat 
seine Wurzeln in der Yokkaichi- 
Entscheidung.

Herausragend war insbesondere der 
rechtsschöpferische Charakter der 
Gerichtsentscheidungen. Die Justiz 
erwies sich dabei als ein wichtiger 
Gegenspieler der Verschmutzerlobby. 
Vor allem folgende Elemente der Ge­
richtsentscheidungen erwiesen sich als
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umweltpolitisch besonders relevant:
1. Den Unternehmen wurden äußerst 

strenge Sorgfalts- und Vorsorge­
pflichten auferlegt. Sofern ihre 
Aktivitäten zu einer auch nur po­
tentiellen Gefährdung von Umwelt 
und Gesundheit führen können, 
sind strikteste Vorsorge- und 
Verhinderungsmaßnahmen zu er­
greifen. Sie schließen u.a. die In ­
stallation bestmöglicher Meß- und 
Vermeidungstechniken sowie die 
Durchführung von Risikoanalysen 
vor Produktionsaufnahme, ja selbst 
schon bei der Standortentscheidung 
ein. Bei vermutbaren Gefährdungen 
ist die Produktion zu unterbrechen 
oder einzustellen.

2. Eine grundlegende Modifikation des 
Kausalitätsprinzips. Der rigide na­
turwissenschaftliche Kausalitäts­
nachweis des Zusammenhangs von 
Schadstoff und Schädigung, der 
bei den üblicherweise komplexen 
Umweltproblemen selten eindeutig 
geführt werden kann, wurde durch 
den rechtlichen Kausalitätsnachs- 
weis ersetzt. Wenn statistische 
(epidemiologische) Informationen 
plausibel erscheinen lassen, daß 
offensichtlich ein Zusammenhang 
zwischen bestimmten Krankheiten 
und dem Vorkommen bestimmter 
Schadstoffe besteht, dann ist von 
einem Verschulden der örtlichen 
Betriebe auszugehen, die solche 
Schadstoffe emittieren. Hierdurch 
wurde die Beweislast für Geschä­
digte wesentlich erleichtert.

3. Eine grundlegende Erweiterung des 
Verursacherprinzips. Mußte sonst 
nachgewiesen werden, daß ein in­
dividueller Verursacher, in der 
Regel ein einzelnes Unternehmen, 
direkt für die Beeinträchtigungen 
verantwortlich war, so stellte nun 
das Yokkaichi-Urteil das Prinzip 
der Kollektivhaftung auf. In diesem 
Fall wurden die sechs Unternehmen 
gemeinsam für die Gesundheits­
schäden durch ihre Schwefeldi­
oxydabgase verantwortlich ge­
macht. Damit wurde gleichzeitig die 
Risikohaftung der Unternehmen 
verschärft: Selbst wenn ihr indivi­
dueller Beitrag für Schadstoffbe­
lastung zu gering ist, um Gesund­
heitsbeeinträchtigungen hervorzu­

rufen, so muß dennoch jeweils der 
kumulative Effekt, also der ge­
meinsame Effekt von ihren und den 
Schadstoffen anderer Betriebe be­
rücksichtigt werden.

Trotz mancher doktrinären und 
rechtssystematischen Mängel dieser 
Rechtsprechung für den juristischen 
Puristen, war die doktrinäre "tour de 
force" (10) der Gerichte vom Umwelt­
schutz gesichtspunkt aus zu begrüßen. 
Durch sie wurde substantiellem Recht, 
wie dem auf ein gesundes Leben, bei 
der Abwägung von Interessenkonflik­
ten zu verstärkter Geltung verholfen. 
Von solch einer substanzorientierten, 
sozioökologiseh verantwortungsvollen 
Rechtsverwirklichung hätten andere 
Industrieländer viel zu lernen. Zwar 
nahmen auch hier die Gerichte "judi- 
zielle Korrektivfunktionen" wahr, die 
ökologische Belange begünstigten, 
doch durchschlugen sie nirgendwo so 
konsequent den "gordischen Knoten" 
des naturwissenschaftlichen Kausali­
tätsnachweises wie in Japan.

5. Umweltpolltische Maßnahmen

Die beschriebenen Herausforderungen 
des japanischen Wachstumskartells 
durch umweltschutzorientierte Ent­
wicklungen im gesellschaftlichen und 
judikativen Bereich erzwangen eine 
nachhaltige Änderung der staatlichen 
Umweltpolitik. (11) Im Vergleich zur 
ersten ("repressiven") und zur zwei­
ten ("symbolischen") Phase umweltpo­
litischer Aktivitäten wurden mit der 
dritten, "technokratisch-aktiven" Pha­
se sowohl teilweise scharfe Maßnahmen 
gegen maßgebliche Umweltverschmut­
zer ergriffen, als auch einige im in­
ternationalen Vergleich herausragende 
Re gulierungsinstrumente geschaffen. 
Sie führten ebenso wie der beachtli­
che Anstieg der privaten und staatli­
chen Aufwendungen für Umwelt­
schutzmaßnahmen zu markanten 
Trendverbesserungen in einigen Um­
weltbereichen, auf die andere Indu­
strienationen nicht verweisen können. 
Die dritte Phase der japanischen Um­
weltpolitik begann in etwa mit dem 
parlamentarischen Kraftakt von 1970, 
wo ein "Umweltgesetzespaket" mit ins-
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gesamt 14 Umweltschutzgesetzen bzw. 
-Verordnungen verabschiedet wurde. 
Kurz darauf (1971) wurde mit dem 
nationalen Umweltamt eine Instanz zur 
allgmeinen Koordination der staatlichen 
Umweltpolitik geschaffen. Eine ihrer 
wichtigsten Aufgaben liegt in der Er­
arbeitung von Umweltschutzstandards 
und der Kontrolle ihrer Durchset­
zung. Den gestiegenen Stellenwert 
der Umweltpolitik spiegelte auch eine 
Novellierung des erst 1967 verab­
schiedeten Umweltbasisgesetzes wie­
der. Die erste Fassung stipulierte 
noch, daß der Schutz der natürlichen 
Umwelt in harmonischer Abstimmung 
mit einer gesunden Wirtschaftsent­
wicklung erfolgen solle. Diese ver­
hängnisvolle - weil häufig zugunsten 
eines Primats der Ökonomie interpre­
tierte - "Harmonieklausel" wurde 1970 
gestrichen. Nach 1970 hatte Japan 
demnach eine beeindruckende Fülle 
von Umweltgesetzen, die im Laufe der 
Zeit, insbesondere in Reaktion auf die 
Rechtsprechung, ergänzt und modifi­
ziert wurden. Günstig für eine Evalu­
ation dieser Gesetze wirkt sich die 
umfangreiche Umweltberichterstattung 
der japanischen Regierung aus. Das 
jährlich dem Parlament vorgelegte 
Weißbuch über die Umweltsituation so­
wie verschiedene vom Umweltamt ver­
öffentlichte Spezialstudien sind außer­
ordentlich informativ und vergleichs­
weise kritisch. Nur sehr wenige ande­
re Länder können da mithalten. Im 
folgenden wird zunächst und überwie­
gend auf die erfolgreichen Bereiche 
eingegangen, da die hier ergriffenen 
Maßnahmen und ihre Ergebnisse auf­
grund der bereits erwähnten einsei­
tigen Berichterstattung Uber Japan 
relativ unbekannt sind, obwohl die 
Regelungskonzepte durch die Umwelt­
politik anderer Staaten stimulieren 
könnten.

6. E ffektive R egelungs­
instrumente ( 12)

Die herausragendsten umweltpoliti­
schen Leistungen wurden im Bereich 
der Luftreinhaltepolitik, insbesondere 
für den Luftschadstoff Schwefeldioxyd 
(SO2) ,  erzielt. Für diesen weitver­
breiteten Luftschadstoff, der überwie­

gend durch die Verbrennung fossiler 
Brennstoffe entsteht, sind Strategien 
und Instrumente entwickelt worden, 
die weltweit wohl einzigartig sind. 
(13) Es gibt beispielsweise so viele 
Länder nicht, die in der Luftreinhal­
tepolitik mit operationalisierten Ziel­
werten (Immissionsstandards) operie­
ren; unter denen, die solche Stan­
dards eingeführt haben, liegt Japan 
hinsichtlich ihrer Strenge im Spitzen­
feld. Daneben gibt es auch Grenzwer­
te für Stickoxyde, Kohlenmonoxyd, 
Schwebstaub und fotochemische 
Oxydanzien. Grenzwerte taugen nur 
dann etwas, wenn adäquate Meßver­
fahren und ein problemgereehtes Meß- 
netzsystem vorhanden sind. Ansonsten 
fallen sie in den berühmt-berüchtigten 
Bereich symbolischer Politik, wo o ffi­
zielle Umweltpolitik lediglich mit der 
Verkündung scharfer Umweltqualitäts­
anforderungen glänzt. Japans Immis­
sionsmeßnetz zählt weltweit zu den 
modernsten. Eine bundesdeutsche Ex-; 
pertengruppe bescheinigte ihm "beein­
druckende Leistungsfähigkeit". (14) 
In vielen EG-Ländern findet dagegen 
nicht einmal eine ausreichende SO2- 
oder Staubmessung statt.

Die lange Zeit extreme SO2-Bela­
stungssituation bekam man vorwiegend 
durch belastungsgebietsorientierte 
Maßnahmen relativ rasch in den Griff. 
Dazu gehören das "K-Wert"- und das 
Gesamtmengensteuerungs- Konzept.
Auf der Basis des zuerst eingeführten 
K-Wert-Systems werden je nach regio­
nalem Belastungsgrad unterschiedlich 
strenge Anforderungen an mittlere 
und große Luftverschmutzer (Emit­
tenten) gestellt. Dabei wird jedoch 
die ökologisch bedenkliche Möglichkeit 
offen gelassen, mit Hilfe des Baus ho­
her Schornsteine zwar eine regionale 
Entlastung zu erzielen, gleichzeitig 
jedoch eine weiträumige Schadstoffbe­
lastung zu fordern. Aufgrund dieser 
und anderer Sehwachstellen des Kon­
zeptes hatten verschiedene Präfektu­
ren (Kanagawa, Yokkaichi-Stadt) be­
reits 1971 begonnen, das SO2-Gesamt­
mengen-Emissionskonzept einzuführen. 
Hierbei werden für Belastungsgebiete 
die zulässigen Gesamtschadstoffmengen 
errechnet, die eine bestimmte Umwelt­
qualität noch sicherstellen sollen.
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Großverschmutzer bekommen dann 
entsprechende Schadstoffkontingente 
zugeteüt. Bei Klein- und Mittelbe­
trieben wird dagegen aus Praktikabi­
litätsgründen der Schwefelgehalt der 
eingesetzten Brennstoffe vorgeschrie­
ben. Die Regierung g r iff diese Inno­
vation in einer 1974 erlassenen Ver­
ordnung auf und machte sie für 24 
Gebiete verbindlich, in denen insge­
samt 33% der Bevölkerung leben. 56% 
des nationalen Brennstoffverbrauchs 
findet hier statt. Die rigiden Umwelt­
schutzauflagen waren nur durch die 
Verwendung "sauberer", aber teurer 
Brennstoffe sowie durch kostspielige 
technische Anlagen, sog. Rauchgas­
entschwefelungsanlagen, einzuhalten. 
Japan wurde in diesem Bereich der 
"abatement technology" zum Schritt­
macher. Qualität und Quantität seiner 
Anlagen sind unübertroffen. Ende 
1977 betrug die Kapazität aller Anla­
gen etwa 30.000 MW. in den USA be­
trug die Kapazität Ende 1978 rund 
18.000 MW, in der BRD nur 500 MW 
(1980) - obwohl diese Technik ur­
sprünglich hier entwickelt worden 
war. (15) Diese technologischen 
Schrittmacherleistungen Japans wirk­
ten übrigens in anderen Ländern um­
weltpolitisch stimulierend, weil mit 
Verweis auf den japanischen Entwick­
lungsstand Behauptungen von Luft­
verschmutzern entkräftet werden 
konnten, daß noch keine praktisch 
bewährte Technik zur Verfügung 
stünde. Auch für den wichtigen 
Schadstoff Stickoxyd zeichnet sich 
eine neue Schrittmacherrolle Japans 
ab, denn "kommerzielle Anlagen zur 
NOx-Abscheidung aus Abgasen von 
Feuerungsanlagen werden bisher nur 
in Japan betrieben". (16) Der positive 
Verlauf der Immissionstrends zeigt 
den Erfolg der konsequenten SO2 - 
Luftreinhaltepolitik (v g l.  Tabelle 1 im 
Anhang). Bei rund 94% der fast 1.500 
nationalen Meß Stationen wird inzwi-’ 
sehen der strenge Luftqualitätsstan­
dard eingehalten (1978). Im Jahre 
1973 waren es beispielsweise nur 46%. 
Selbst in solchen Ballungsgebieten wie 
Tokyo sind die Erfolge beträchtlich. 
Die Luftbelastung durch SO2 ging 
hier auf 1/4, durch Kohlenmonoxyd 
und Staub auf 1/5 zurück. Die Luft 
wurde auch sichtbar sauberer: Statt

nur an 14 Tagen können die Einwoh­
ner den etwa 100 km entfernten Fuji 
nun wieder an 81 Tagen im Jahr se­
hen. (17) Daß die japanischen Erfolge 
in diesem Bereich nicht auf einer di-: 
rekten Problemverlagerungsstrategie 
(hohe Schornsteine) beruhen, zeigt 
auch der starke Rückgang der Ge­
samtemission sowie der kontinuierliche 
Rückgang der SO2-Emissionen pro 
Energieverbrauchseinheit. Hier hatte 
Japan nach einer Aufstellung der 
OECD neben Norwegen und den Nie­
derlanden das günstigste Verhältnis. 
(18)

Im SO2-Bereich zählt Japan mithin im 
internationalen Vergleich zu den 
Staaten mit den außerordentlichsten 
Erfolgen. Das gilt auch für die Re­
duktion der Schadstoffe in Kraftfahr­
zeugabgasen. Die Verkaufserfolge der 
japanischen Automobilindustrie sind 
hinlänglich bekannt; weniger bekannt 
ist die Leistung Japans bei der Ent“ 
giftung seiner Automobile. Es hat da­
bei selbst die USA übertroffen. (19) 
Das strikte Entgiftungsprogramm wur“ 
de gegen harten Widerstand der be­
troffenen Industrie durchgesetzt. 
Durchsetzungsprobleme traten nur für 
den - allerdings umweltpoütisch sehr 
relevanten - Grenzwert für NOx auf, 
dessen Durchsetzung auf 1978 ver­
schoben werden mußte. Bis dahin ge­
lang es dann der japanischen Autoin­
dustrie, entsprechende Kraftfahrzeuge 
zu bauen. Die verfügbaren Meßdaten 
zeigen dementsprechend auch eine 
kontinuierliche Abnahme der Kohlen­
monoxyd-Konzentrationen. 95% der 
speziell für den Kraftfahrzeugverkehr 
installierten Meß Stationen weisen in­
zwischen keine Überschreitung des 
Umweltqualitätstandards mehr auf. 
Für Stickoxyde dagegen verlief der 
Trend nicht so günstig. Über 40% der 
speziellen Meßpunkte wiesen noch eine 
Überschreitung des nationalen Grenz­
wertes auf. (20)

Außerordentlich beachtlich ist gleich­
falls Japans administratives Kompensa­
tionssystem für Gesundheitsschäden 
durch Umweltverschmutzung. Entschä­
digungsleistungen für solche Schäden 
werden in den meisten Ländern unzu­
reichend "auf den traditionellen
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Grundlagen des Deliktrechts und des 
Nachbarrechts" (21) geregelt. Japan 
ist das einzige Land, das für Gesund­
heitsschäden ein umfassendes Spe­
zialgesetz hat, bei dem nicht - wie in 
anderen Ländern üblich - der Kausal­
nachweis als Kompensationsvorausset­
zung erbracht werden muß. Der heu­
tigen Form dieses Systems gingen die 
oben beschriebenen Entschädigungs­
prozesse im Luft- und Wasserbereich 
voraus. Nach dem "Gesetz über die 
Entschädigung von umweltbedingten 
Gesundheitsschäden" von 1973 erhal­
ten die Opfer bestimmter gesetzlich 
festgelegter Umweltkrankheiten eine 
umfassende Entschädigung; sie reicht 
von den Heilkosten bis zu einer "dy- 
namisierten" Rentenzahlung. Für 
Luftverschmutzungs-bedingte Krank- 
heiten sind durch Regierungserlaß 
bestimmte Gebiete festgelegt worden, 
in denen eine besonders hohe Korre­
lation zwischen Luftschadstoffen und 
Gesundheitsschäden ersichtlich ist. 
Leidet in diesen Räumen jemand an 
festgelegten Krankheiten (Bronchial­
asthma e tc .),  so kann er bei der 
örtlichen Präfektur die Anerkennung 
als "staatlich anerkanntes Verschmut­
zungsopfer" verlangen. Die hierzu 
erforderliche Prüfung führt ein spe­
zielles Gremium durch. Ende 1979 
erhielten insgesamt über 78.000 Per­
sonen Kompensationen, davon 76.340 
Personen aufgrund luftversehmut­
zungsbedingter Krankheiten (v g l. Ta­
belle 2 im Anhang). Neben der Eta­
blierung der "epidemiologischen Plau­
sibilität" statt des rigiden Kausal- 
nachweises als grundlegendes Rege­
lungsprinzip für Kompensationslei­
stungen ist das System der Kosten­
verteilung von großem Interesse: Die 
Kostendeckung erfolgt weitgehend 
durch Abgaben, die Unternehmen in 
einen Kompensationsfond zu zahlen 
haben. Dabei werden zwei unter­
schiedliche Kostenzurechnungssysteme 
angewendet. Für spezifische Krank2 
heiten (Minnamata, Itai-Itai, Arsen­
vergiftungen) , deren Verursacher 
identifizierbar sind, werden einzelne 
Unternehmen gesondert herangezogen. 
Bei den Krankheiten aufgrund von 
Luftschadstoffen wird ein Kollektiv an 
industriellen Emittenten gemeinsam zur 
Kasse gebeten. In 41 durch die Re­

gierung festgelegten Gebieten ist das 
bisher der Fall. Grundlage für die 
Abgabenhöhe ist dabei der Schwefel­
dioxydausstoß . Auch das Kollektiv 
der Autofahrer muß seinen Obulus 
leisten: 20% der Kompensationskosten 
werden über die KFZ-Steuer erhoben. 
Die betroffenen Unternehmen hatten 
1976 insgesamt 33 Mrd.Yen (rund 
330 Mio.DM) zu zahlen. Für 1981 
rechnet der japanische Wirtschaftsver- 
band KEIDANREN immerhin mit Kom­
pensationsleistungen in Höhe von 
880 Mio. DM (22) - sicherlich ein wei­
terer Anreiz, Umweltbelastungen zu 
reduzieren. Ein solches Abgabensy­
stem ist im internationalen Vergleich 
einmalig; auch der 1972 in den Nie­
derlanden eingerichtete Fond zur Ent­
schädigung von Luftverschmutzungs­
schäden ist in Art und Umfang nicht 
vergleichbar.

Hohe Kosten können umweltbelasten­
den Unternehmen auch durch das 
"Gesetz" über die Verteilung der Ko­
sten öffentlicher Umweltschutzmaßnah­
men" von 1970 entstehen. Auf Grund­
lage dieses Gesetzes können jene 
Privatunternehmen, deren Umweltbe­
einträchtigungen staatliche oder kom­
munale Gegenmaßnahmen wie das An­
legen von Grünzonen, das Ausbaggern 
von kontaminiertem Flußschlamm, Um­
siedelungsmaßnahmen etc. nötig ma­
chen, zur Deckung der hierbei ent­
stehenden Kosten je nach ihrem "Ver­
schmutzungsbeitrag" herangezogen 
werden. Der Kostenverteilungsplan 
wird von einem speziellen Gremium 
auf gestellt, das auf die wirtschaftliche 
Situation von Klein- und Mittelbe­
trieben besonders Rücksicht nehmen 
soll. Einen Teil der Gesamtkosten 
trägt allerdings die öffentliche Hand. 
Bis Ende 1979 wurde das Gesetz in 
52 Fällen, angewendet. Die Gesamtko­
sten der Maßnahmen beliefen sich auf 
116,2 Mrd.Yen, davon hatten die be­
troffenen Betriebe etwa die Hälfte 
aufzubringen. (23)

Die japanischen Unternehmer werden 
jedoch nicht nur durch staatlich ver- 
ordnete Auflagen und Abgaben in die 
ökologische Pflicht genommen. Das 
umweltpolitische System läßt gleich­
falls den Präfekturen, Kommunen und
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Bürgergruppen einen weiten Spiel­
raum, durch direkte Verhandlungen 
mit Betrieben quasi privatrechtliche 
Vereinbarungen über Umweltschutz­
maßnahmen zu treffen. In solchen
Umweltschutzverträgen_____ verpflichten
sich die Betriebe in der Regel zu Um- 
weltsohutzmaß nahmen, die teilweise 
weit über die gesetzlichen Anforde­
rungen hinausgehen. Inzwischen hat 
sich die Institution der Umweltschutz­
verträge zu einem häufig genutzten 
Instrument entwickelt, das den kom­
munalen Behörden eine Möglichkeit 
bietet, ihre Umweltschutzauflagen auf 
die jeweils ortstypische Belastungssi­
tuation abzustimmen. Gleichzeitig bie­
tet es den unmittelbar betroffenen 
Bürgern eine Handhabe, ihre speziel­
len Umweltansprüche durchzusetzen. 
"Vertragspartner" der Unternehmer 
sind bei diesem System sowohl kommu­
nale Behörden als auch Einwohner­
gruppen. Bis Oktober 1979 waren ins­
gesamt 16.499 (1978: 14.730) Umwelt­
schutzvereinbarungen auf kommunaler 
Ebene getroffen worden. Auch die 
direkten Vereinbarungen zwischen 
Bürgerorganisationen und Betrieben 
nahm zwischen 1974 (1.113) und 1979 
(2.504) stetig zu. In die Vereinba­
rungen werden zunehmend Bestimmun­
gen über zeitweilige Betriebsunterbre­
chungen in Problemsituationen, Scha­
densersatzleistungen , unbeschränkte 
Haftungspflicht (Gefährdungshaftung) 
und Betriebsinspektionen aufgenom­
men. Im Jahre 1979 sollen in 291 Fäl­
len Maßnahmen gegen Unternehmen 
wegen Nichterfüllung der Vereinba­
rungen ergriffen worden sein. (24) 
Einem solch flexiblen, dezentral wir­
kenden Regelungssystem, das prinzi­
piell einen bürgernahen umweltpoliti­
schen Entscheidungsprozeß begünsti­
gen kann, stehen in den meisten an­
deren Industrieländern verwaltungs­
rechtliche Traditionen und gesetzliche 
Bestimmungen entgegen; dementspre­
chend wenig ist es vorfindbar.

7 • Umweltpolltische E rfo lg s -  
b ilan z : Leistungen und 
Versäumnisse

Die oben beschriebenen exemplarischen 
Regelungssysteme haben, wie die Um­

weltqualitätsindikatoren zeigen, zu be­
achtlichen Erfolgen bei der Reduzierung 
einiger klassischer Luftschadstoffe ge­
führt. Bei einigen Luftschadstoffen wie 
Schwebstaub und Stickoxyd ist die Be­
lastung dagegen immer noch recht hoch. 
Auch die Gefahr photochemischer Smog­
situationen konnte noch nicht gebannt 
werden. Im Bereich der Wasserreinhal­
tung sind gleichfalls partielle Erfolge zu 
verzeichnen, besonders bei den toxi­
schen Schadstoffen (Cadmium, Quecksil­
ber, Blei e tc . ) .  Bei anderen Bela­
stungsformen sind dagegen kaum Fort­
schritte, teilweise leichte Trendver- 
schlechterungen zu verzeichnen. Immer 
noch gibt es zahlreiche Seen und Kü­
stengewässer, die als stark verschmutzt 
gelten können. Auch das ehemals als 
Naturschönheit berühmte Seto-Binnen­
meer ist noch dermaßen belastet, daß es 
1979 häufiger zu Fischsterben kam. 
Gleiches gilt für die Bucht von Ise, 
Osaka und Tokyo. Lärm-, Vibrations­
und Geruchsbelastungen gelten fürder­
hin als nationales Problem; 66% der Be­
schwerden über Umweltbelastungen 
richteten sich 1979 gegen diese Formen 
der sog. "sensory pollution". Auch das 
Müllproblem hat man noch längst nicht 
in den Griff bekommen: Illegale "dum- 
ping"-Praktiken machen mehr als die 
Hälfte aller aufgedeckten Umweltverstö­
ße aus. (25)

Die umweltpolitische Erfolgsbilanz zeigt 
demnach ein sehr zwiespältiges Bild. 
Positiv ist zu vermerken, daß es Japan 
dank eines erheblichen Mitteleinsatzes 
(v g l.  Tabelle 3 im Anhang) und unkon­
ventioneller Regelungsinstrumente in 
einer relativ kurzen Zeitspanne gelun­
gen war, den zeitweilig unaufhaltsam 
anmutenden Gang in ,ein "ökologisches 
Harakiri” zu stoppen. In einigen beson­
ders brisanten Bereichen der Umwelt­
verschmutzung konnten sogar Verbesse­
rungen erzielt werden, die im weltweiten 
Vergleich ohne Beispiel sind. Im übri­
gen haben die damit verbundenen im­
mensen monetären Aufwendungen er­
staunlicherweise "keine nennenswerten 
Friktionen in der wirtschaftlichen Ent­
wicklung Japans verursacht." (26) Die 
einem militärischen Feldzug vergleichba­
ren umweltpolitischen Kraftanstrengun­
gen Mitte der siebziger Jahre scheinen 
heute jedoch immer mehr den Charakter
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eines Stellungskrieges anzunehmen, in 
dem es mehr um die Sicherung des Sta­
tus quo geht denn um eine Fortsetzung 
der bisherigen Geschwindigkeit der 
Verbesserungsraten oder um eine glei­
chermaßen intensive Ausdehnung der 
staatlichen Anstrengungen auf die ver­
bliebenen Problembereiche. Für solch 
eine pessimistische Sicht sprechen ins­
besondere einige kürzliche Niederlagen 
der Umweltpolitik wie beispielsweise die 
Abschwächung des für den photochemi­
schen Smog maßgeblichen Grenzwertes 
für Stickoxyde sowie der Fehlschlag, 
eine wirksame Umweltverträglichkeit auf 
nationaler Ebene gesetzlich zu veran­
kern. Gegen solch ein Gesetz haben 
insbesondere der japanische Wirtschafts- 
verband KEIDANREN und die wirt­
schaftsnahen Ministerien opponiert. 
Überhaupt mehrt sich seit kurzem die 
Opposition gegen einen Ausbau der 
Umweltschutzmaßnahmen und - was 
bedenklicher ist -' auch gegen be­
währte Regelungen. So nehmen die 
Angriffe wirtschaftlicher Interessen­
verbände auf das Kompensationssystem 
für Gesundheitsschäden zu. Die Zahl 
der Kompensationsberechtigten soll 
eingeschränkt werde; verschiedene 
Gebiete mit günstiger Luftqualitäts­
entwicklung sollen aus dem System 
herausgenommen werden. Derzeit ist 
noch offen, wieweit sich diese Forde­
rungen durchsetzen können. Wahr­
scheinlicher ist indessen, daß das 
Kompensationssystem nicht auf weitere 
Schadstoffe (Stickoxyde, Staub) aus­
gedehnt werden wird. (27) Auch ge-- 
gen die strengen Umweltqualitätsstan­
dards für Schwefeldioxyd wird von 
der betroffenen Industrie zunehmend 
opponiert. (28) Es hat den Anschein, 
als halte das japanische "Wachstums­
kartell" seine umweltpolitische Pflicht 
mit der Sicherung einer Umweltquali­
tät kurz unterhalb der gesundheits­
schädlichen Schwelle für erfüllt. Wie 
in den sechziger Jahren, den Hoch­
zeiten des "ökologischen Raubbaukapi­
talismus", werden gegen UmweltJ 
Schutzansprüche wieder massiv wachs­
tumspolitische Argumente vorge­
bracht. Die aktuelle, für japanische 
Verhältnisse relativ ungünstige Wirt­
schaftslage tut ein übriges, wachs­
tumsorientierten Argumenten ver­
stärkt Gehör zu verschaffen. Ein

Nachlassen in den umweltpolititsehen 
Anstrengungen scheint dagegen nicht 
mehr mit massiven Bürgerprotesten 
wie in den siebziger Jahren rechnen 
zu müssen. Eine schlagkräftige, lan­
desweit operierende Umweltschutzbe­
wegung hat sich in Japan nie eta­
blieren können, zudem haben die 
sichtbaren Erfolge der staatlichen Um­
weltpolitik das Vertrauen in die Lei­
stungsfähigkeit der Regierung wieder 
erstarken lassen. Derzeit kann jedoch 
noch keine eindeutige Aussage über 
die grundlegenden Linien der zukünf­
tigen Umweltpolitik gemacht werden. 
Denn trotz der massiven Herausforde­
rung sind auch Gegentendenzen vor­
handen: Man beabsichtigt beispiels­
weise, das oben beschriebene Gesamt“ 
mengenkontrollsystem auch auf Stick­
oxyde auszudehnen. Bereits 1978 
wurde dieses System für stark bela­
stete Gewässer übernommen. Steigen­
de Investitionen für den KanaUsa- 
tions- und Kläranlagenbau sind für 
die nächsten Jahre vorgesehen, den 
Kampf um die Umweltverträglichkeits­
prüfung hat das Umweltamt trotz 
mehrfacher Niederlagen noch nicht 
aufgegeben und den Automobilerstel­
lern wurden trotz ihrer verschlech­
terten Wettbewerbssituation neue Um­
weltschutzauflagen zur Reduktion der 
Stickoxydbelastung gemacht.

Der Ausgang der gegenwärtigen Kon­
flikte um den zukünftigen Stellenwert 
der Umweltpolitik ist demnach noch 
ungewiß. Eines ist dagegen schon 
jetzt deutlich geworden: Auch Japan 
setzte primär auf einen konventionel­
len, medial und nicht systemübergrei- 
fend orientierten Umweltschutz, (29) 
dessen wesentliches Kennzeichen das 
Entstehen von Folgeproblemen oder 
von Problemverschiebungen ist. So 
produzieren beispielsweise die zahl­
reichen Rauchgasentschwefelungsanla­
gen inzwischen Unmengen an Gips, 
für die kein entsprechender Absatz­
markt vorhanden ist, und Deponier­
plätze sind in Japan rar. Die zuneh­
mende Klärleistung im Wasserbereich 
sorgt für ungiftigere Gewässer, 
stattdessen steigt die Menge hochgif­
tigen Klärschlamms.
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Besonders prägnant zeigt sieh dieser 
Zusammenhang bei der Kernenergieer­
zeugung, deren Ausbau für den be­
grenzten Bereich der Luftreinhaltepo- 
litik günstig sein kann, während der 
Nuklearmüll zu einer qualitativ neuen, 
wesentlich gefährlicheren Umweltge­
fährdung führt, die einer einseitigen 
"Kündigung des Generalvertrages" 
gleichkommt. (30) Das ist der Fluch 
einer jeglichen, die Gesetzmäßigkeiten 
des ökologischen Gesamtkontextes 
außer acht lassenden Politik: Nach 
einer kurz- und mittelfristigen Entla­
stung in einzelnen Umweltmedien 
schlagen die ursächlich ungelösten 
Problemstrukturen in anderen Medien, 
häufig auf einem problematischeren 
Niveau, wieder durch. Auch Japan 
konnte sich dieser Gesetzmäßigkeit 
nicht entziehen.
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